
Doppelstaatsbürgerschaft: Das
Störmanöver des Andreas Khol
– und die Widerlegung seiner
Behauptungen
Ende November 2017 äußerte Andreas Khol gegenüber mehreren
Personen,  dass  er  einer  doppelten  Staatsbürgerschaft  für
Südtiroler  ablehnend  gegenüber  stehe.  Er  werde,  so  Khol,
demnächst öffentlich dazu Stellung nehmen.

Tatsächlich erschien bereits am 1. Dezember 2017 ein großer,
von  Khol  verfasster  Artikel  in  der  „Tiroler  Tagezeitung“,
welche  ihm  bereitwillig  eine  ganze  Seite  zur  Verfügung
gestellt hatte, womit er dem Wunsch so zahlreicher Südtiroler
nach  zusätzlichem  Erwerb  der  österreichischen
Staatsbürgerschaft  öffentlich  entgegen  treten  konnte.

In  seinen  Ausführungen  stellte  Khol  Behauptungen  auf,  auf
welche die „Süd-Tiroler Freiheit“ noch am 1. Dezember 2017 in
einer Presseerklärung antwortete.

Das Internet-Nachrichtenprotal „Unser Tirol 24“  berichtete
über die Stellungnahme der „Süd-Tiroler Freiheit“:

Khol habe „eine Reihe von Fehlinformationen“ verbreitet, „die
im  Sinne  einer  sachlichen  und  objektiven  Diskussion
richtiggestellt  werden  müssen“

Alle Bedenken, die Andreas Khol äußert, seien bereits von
Stellungnahmen  der  österreichischen  Ministerien  sowie  von
einem Rechtsgutachten der Universität Innsbruck entkräftet und
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widerlegt worden. Bereits in der Vergangenheit sei Khol wegen
falscher Aussagen zum Doppelpass in Kritik geraten, hieß es in
der Presseaussendung.

Im  Folgenden  würden  Khols  Äußerungen  aufgrund  dieser
Widerlegungen  der  Boden  entzogen:

Beziehungen zu Italien würden belastet?

 Andreas  Khol  behauptet,  dass  die  österreichische
Staatsbürgerschaft für Süd-Tiroler die Beziehungen zu Italien
belasten würde. DAS IST NICHT RICHTIG! Italien bietet seit
2006 seinen eigenen italienischen Minderheiten in Slowenien
und Kroatien ebenfalls die italienische Staatsbürgerschaft als
Zweitstaatsbürgerschaft  an  und  könnte  somit  nichts  dagegen
haben,  wenn  Österreich  dasselbe  für  seine  österreichische
Minderheit  in  Italien  (die  Süd-Tiroler)  machen  würde.  Die
italienische  Regierung  hat  sich  zudem  bereits  positiv  zur
Wiedererlangung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  für
Süd-Tiroler  geäußert  und  diese  Initiative  sogar  als
„vernünftigen  Vorschlag“  bezeichnet.

 Verfassungsänderung wäre nötig?

Andreas Khol behauptet, dass eine tiefgreifende Abänderung des
österreichischen  Staatsbürgerschaftsrechts  durch  ein
Verfassungsgesetz notwendig wäre. DAS IST NICHT RICHTIG! Eine
einfache  Abänderung  des  Staatsbürgerschaftsgesetzes  würde
ausreichen. Konkret bräuchte es nur einen Zusatzpunkt im §58c
„Erwerb durch Anzeige“, darin wird bereits heute geregelt,
dass Personen, die aus politischen Gründen die österreichische
Staatsbürgerschaft  verloren  haben,  dieselbe  wiedererlangen
können,  ohne  ihre  bisherige  Staatsbürgerschaft  aufgeben  zu
müssen.

 Hohe Gebühren/Sonderregelung?

 Andreas  Khol  behauptet,  dass  die  Wiedererlangung  der
österreichischen Staatsbürgerschaft für Süd-Tiroler mit hohen



Kosten  verbunden  wäre  und  man  daher  eine  Sonderregelung
treffen  müsste.  DAS  IST  NICHT  RICHTIG!  Der  Erwerb  der
Staatsbürgerschaft  durch  „Anzeige“  ist  mit  keiner  Gebühr
verbunden und es bedarf daher auch keiner Sonderregelung.

Widerspruch zu Pariser Vertrag?

Andreas  Khol  behauptet,  dass  die  Wiedererlangung  der
österreichischen  Staatsbürgerschaft  für  Süd-Tiroler  im
Widerspruch zum Pariser Vertrag stünde. DAS IST NICHT RICHTIG!
Die Universität Innsbruck hat 2011 unter der Leitung von Univ.
Prof.  Dr.  Walter  Obwexer  ein  umfangreiches  Rechtsgutachten
erstellt,  welches  bestätigt,  dass  die  Umsetzung  rechtlich
problemlos  möglich  wäre  und  weder  gegen  nationale  noch
internationale Verträge verstößt. Auch der Vertrag von Saint-
Germain, der Pariser Vertrag und das Unionsrecht stellen keine
Hindernisse dar.

Wahlrecht/Sonderregelung?

Andreas  Khol  behauptet  dass  das  Wahlrecht  dahingehend
abgeändert  werden  müsste,  dass  die  Süd-Tiroler  eigene
Vertreter ins österreichische Parlament wählen könnten. DAS
IST NICHT RICHTIG! Die Süd-Tiroler hätten als österreichische
Staatsbürger dieselben Rechte und Pflichten wie alle anderen
Auslandsösterreicher. Europapolitisch würden sich insbesondere
für Tirol interessante Perspektiven ergeben, da beispielsweise
bei EU-Wahlen grenzüberschreitend in Nord-, Ost- und Süd-Tirol
gemeinsame Kandidaten gewählt werden könnten. Die Rolle Tirols
im Bund und auf EU-Ebene würde dadurch gestärkt.

Verfassungsrechtler  haben  keine
Bedenken zum Doppelpass
Die Stellungnahmen des Völkerrechtlers Univ.-Prof. Dr. Peter
Hilpold und des Verfassungsexperten Univ.-Prof. Walter Obwexer

Am  1.  Dezember  2017  nahm  der  Professor  für  Völker-  und



Europarecht an der Universität Innsbruck, Peter Hilpold, in
einem  Interview  mit  dem  Internet-Nachrichtenprotal  „Unser
Tirol 24“ Stellung zu den Behauptungen Khols, ohne diesen mit
Namen zu nennen. In dem Bericht heißt es:

Univ.-Prof.
Dr.  Peter
Hilpold  (Bild
Youtube-
UT24)

Professor Peter Hilpold kann den zirkulierenden Gerüchten nur
wenig abgewinnen: „Nach dem bisherigen Stand der Diskussion
muss  man  sagen,  dass  wir  in  Fachkreisen  eindeutig  der
Auffassung  sind,  dass  eine  einfache  Mehrheit  im
österreichischen  Parlament  genügen  würde,  um  ein  solches
Vorhaben in die Tat umzusetzen“, so Hilpold. Alles andere sei
lediglich ein „Missverständnis“.

Eine Verfassungsänderung sei lediglich dann notwendig, „wenn
spezielle  Regelungen  eingeführt  würden,  die  aber  weder  in
Südtirol, noch in Österreich erwünscht sind oder zur Debatte
stehen“.

„Stimmen der Südtiroler Wähler gleichwertig“

Als Beispiel nennt Hilpold hierfür etwa die Einschränkung des
Wahlrechtes. Damit könnte man etwa eine Regelung schaffen, wie
sie  derzeit  in  Italien  gilt,  die  besagt,  dass
Auslandsitaliener nur einen eigenen Vertreter wählen dürfen.
Nur  in  einem  solchen  Fall  wäre  etwa  eine  Änderung  des
allgemeinen  gleichen  Wahlrechts  notwendig,  die  eine
verfassungsrechtliche  Vorkehrung  notwendig  mache.

Ein  solches  Szenario  würde  der  erleichterte  Zugang  zur
österreichischen Staatsbürgerschaft jedoch nicht vorsehen. Im
Gegenteil:
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„Das allgemeine und gleiche Wahlrecht würde vorsehen, dass
die Stimme der Südtiroler Wähler gleich zählt, wie jene der
österreichischen  Bevölkerung.  Gegenwärtig  wird  aber  auch
nichts anderes diskutiert“, erläutert Hilpold weiter.

Univ.-Prof.
Dr.  Walter
Obwexer

Ähnlich  sieht  das  auch  der  sonst  eher  kritische
Verfassungsexperte,  Univ.-Prof.  Walter  Obwexer.

In einem Gutachten aus dem Jahre 2011, das von der SVP in
Auftrag gegeben worden war schreibt er dazu:

„Der  Erwerb  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  durch
„Südtiroler“ ist rechtlich grundsätzlich möglich. In Betracht
kommt insbesondere ein Erwerb durch Verleihung, möglich wäre
aber auch ein Erwerb durch Anzeige. Erforderlich wären dafür
entsprechende  Änderungen  des  Staatsbürgerschaftsgesetzes
(StbG) Österreichs.“

Auszüge aus dem Gutachten von Univ.-Prof. Dr. Walter Obwexer

„Keine kollektive Bestrafung der Südtiroler“

Bedenken und Gerüchte gestreut werden derzeit auch um das
Gruber-Degasperi-Abkommen von 1946. Damals wurde vereinbart,
den  Südtiroler  Optanten,  welche  staatenlos  in  ihre  Heimat
zurückkehrten,  die  italienische  Staatsbürgerschaft
zurückgegeben.  Dass  Italien  allerdings  diese  Maßnahme
zurückziehen würde, scheint für Hilpold nahezu ausgeschlossen.

„Das  ist  rechtlich  unmöglich  und  mit  dem  geltenden
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Völkerrecht nicht vereinbar. Denn es kann sicherlich nicht so
sein, dass die Gewährung einer zweiten Staatsbürgerschaft zu
einer kollektiven Bestrafung führt. Also dem Entzug einer
Staatsbürgerschaft, die nach dem Krieg verliehen worden ist“,
so  Hilpold.  Derartige  Theorien  seien  für  den
Völkerrechtsexperten  allesamt  „Spekulationen,  die  mit  dem
geltenden Recht nicht in Einklang zu bringen“ seien.

 Schutzfunktion nicht geschwächt

Auch werde eine doppelte Staatsbürgerschaft keinesfalls die
Schutzfunktion  Südtirols  schwächen,  wie  ebenfalls  behauptet
worden  sei.  „Das  ist  deshalb  unzutreffend,  weil  die
Schutzfunktion  kollektiv  wirkt.  Die  Staatsbürgerschaft  ist
hingegen  ein  individuelles  Recht,  welches  Einzelpersonen
betrifft – wenn es auch viele sein werden“, erläutert Hilpold.

Da diese beiden Funktionen auf völlig unterschiedlichen Ebenen
operieren, sei eine Einschränkung der Schutzfunktion absolut
nicht denkbar, so der Verfassungsexperte. Die Schutzfunktion
umfasse  nämlich  alle  Deutschen  und  Ladiner  in  Südtirol,
unabhängig von der Frage, ob sie nun eine zweite oder mehrere
Staatsbürgerschaften  haben.  „Da  sehe  ich  deshalb  überhaupt
keinen Zusammenhang“, so Hilpold.

Die  Rolle  und  das  politische
Bekenntnis des Dr. Andreas Khol
Wenn  man  die  Frage  beantworten  will,  was  Andreas  Khol
antreibt,  ein  Projekt  wie  jenes  des  Erwerbes  der
österreichischen  Staatsbürgerschaft  durch  Südtiroler  zu
torpedieren, dann muss man einen Blick auf Khols politische
Tätigkeit in der Vergangenheit werfen.

Der in väterlicher Linie von Südtiroler Vorfahren abstammende
Jurist Dr. Andreas Khol, Jahrgang 1941, gehört zum politischen
Urgestein der „Österreichischen Volkspartei“ (ÖVP). Er hat in



der Südtirol-Politik viele Jahre lang eine bedeutende Rolle
gespielt, die vielfach öffentlich nicht wahrgenommen wurde,
weil sie hinter den Kulissen vollzogen wurde.

Der politische Werdegang des Andreas Khol
Über seinen politischen Werdegang berichtete Andreas Khol im
November 2012 in einem Interview, welches die deutsche Konrad
Adenauer Stiftung veröffentlichte:

„Ich  war  und  bin  Mitglied  des  Cartellverbands
Österreichischer Katholischer Studenten (ÖCV). Da brauchte
man damals nicht der ÖVP beizutreten, der ÖCV war die ÖVP.
Ich arbeitete … auch im Rahmen der „Aktion 20” in einer
Expertengruppe  unter  Botschafter  Franz  Karasek  an  der
Entwicklung der Europapolitik der Regierung Klaus mit. An
eine Parteimitgliedschaft dachte ich nicht. Im Jahre 1970
verlor  die  ÖVP  die  Mehrheit  und  da  trat  ich  dann  aus
Solidarität  der  ÖVP  bei,  Dr.  Alois  Mock  war  damals
dynamischer junger Partei-Erneuerer und nahm gleich mit mir
Kontakt auf. So kam ich in die Nähe von Mock und dem Wiener
Arbeiter- und Angestelltenbund.“

Khol mit hohen
österreichisch
en  Orden  und
mit  dem  Band
seiner  CV-
Verbindung

Khol  leitete  sodann  von  1974  bis  1993  als  Direktor  die
Politische  Akademie  der  ÖVP,  wurde  zum  außenpolitischen
Sprecher der ÖVP bestellt sowie als Nationalratsabgeordneter
zum  Klubobmann  des  ÖVP-Parlamentsklubs  und  später  zum
Nationalratspräsidenten.  Zusätzlich  war  er  in  der
österreichischen  Gesellschaft  für  Außenpolitik  sowie  beim
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Österreichischen Verfassungsgerichtshof tätig und wurde 1980
auch  noch  durch  die  Ernennung  zum  außerordentlichen
Universitätsprofessor  der  Universität  Wien  für  seine  so
vielfältige Tätigkeit geehrt und belohnt.

Khols  führende  Tätigkeit  in  der
„Internationale der Christdemokraten und
Konservativen“

Dr.  Alois
Mock  war
Präsident  der
EDU

Als 1978 von Josef Taus (ÖVP), Helmut Kohl (CDU), Jacques
Chirac  (Gaullisten)   und  Margaret  Thatcher  (Konservative
Partei)  eine  „Internationale  der  Christdemokraten  und
Konservativen“  als  Gegengewicht  zur  Sozialistischen
Internationale und zum internationalen Kommunismus gegründet
wurde, bestellten diese Politiker auf die Empfehlung der ÖVP
hin  Andreas  Khol  zum  Exekutiv-Generalsekretär  der  neu
gegründeten „Europäischen demokratischen Union“ (EDU), deren
Präsident der ÖVP-Parteivorsitzende und spätere Außenminister
Dr. Alois Mock wurde.

Khol übte dieses Amt 17 Jahre bis 1994 aus und administrierte
die EDU von dem zentralen Büro in Wien aus. (Näheres siehe:
Michael  Gehler,  Marcus  Gronier,  Hinnerk  Meyer,  Hannes
Schönner: „Transnationale Parteienkooperation der europäischen
Christdemokraten  und  Konservativen“,  2  Bde.,  Berlin/Boston
2018)

Die Zielsetzung der EDU – Südtirol wurde
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wieder das Opfer des „Kalten Krieges“
 In dem Interview mit der Konrad Adenauer Stiftung berichtete
Andreas Khol über die politischen Ziele der EDU:

„Strategisch war sie auf die Erweiterung der Union auf alle
Staaten des damaligen Europarats angelegt … Strategisch war
auch  das  Konzept  der  Volkspartei,  die  alle  nicht-
sozialistischen  Kräfte  bündeln  und  integrieren  sollte.
Christdemokraten,  Konservative,  Liberale  und
Marktwirtschaftler sollten im Europäischen Parlament in der
Europäischen Volkspartei (EVP) zusammenarbeiten und in den
Staaten zu Volksparteien integriert werden.“

Das Ziel sei die Schaffung eines europäischen Bundesstaats
gewesen.

In dieser Situation war der EDU-Generalsekretär Andreas Khol
wohl  bemüht,  jede  Störung  des  politischen  Klimas  zwischen
christdemokratischen Parteien zu verhindern. Dies umso mehr,
als sich Österreich zusätzlich durch Italien erpresst sah.

Rom hatte ein Veto gegen den Beitritt Österreichs zur EWG
(Vorläufer der EU) eingelegt, welches solange gelten sollte,
als  Südtiroler  Freiheitskämpfer  tätig  waren  und  die  Frage
Südtirol nicht im Sinne Roms durch österreichische Verzichte
gelöst war. Politische Forderungen der Südtiroler und ihrer
Freunde in Österreich mussten hier wohl auch von Khol als
Störung empfunden und nach Möglichkeit hintan gehalten werden.

Die politische Augenauswischerei mit der
Streitbeilegungserklärung von 1992 – Khol
war daran beteiligt
Unter  diesem  Druck  verzichtete  Österreich  auf  eine
internationale Absicherung des Südtirol-Autonomiestatuts von
1972. Österreich stimmte zu, dass bei Autonomieverletzungen
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nur der 40 Maschinschreibzeilen umfassenden und sehr allgemein
formulierten Pariser Vertrag von 1946 eingeklagt werden könne.

Am  19.  Juni  1992  teilten  Österreich  und  Italien  in
gleichlautenden  Schreiben  dem  Generalsekretär  der  Vereinten
Nationen mit, daß der vor den Vereinten Nationen anhängig
gewesene Streit nun beendet sei. In den Schreiben wird darauf
hingewiesen, daß die jeweiligen Rechtsstandpunkte Italiens und
Österreichs unpräjudiziert gelassen würden.

Der italienische Standpunkt aber besagt, dass Pariser Abkommen
bereits  durch  das  Erste  Autonomiestatut  von  1948  erfüllt
worden  sei  und  dass  die  Verbesserungen  des  Zweiten
Autonomiestatuts von 1972 freiwillige Mehrleistungen Italiens
seien.

Bei einer Klage vor dem IGH muss Österreich daher beweisen,
dass  die  jeweils  betroffenen  Autonomiebestimmungen  zwingend
zur Erfüllung des Pariser Vertrages notwendig und eben keine
Mehrleistungen Italiens seien.

Der  ÖVP-
Außenminister  Dr.
Karl  Gruber  hatte
1946  im  Sinne  der
Westalliierten  den
verheerend
unzulänglichen
„Pariser  Vertrag“
ohne  Genehmigung
der  Regierung  und
des  Nationalrats
eigenmächtig  und
überfallsartig
abgeschlossen.

Dies ist angesichts der verheerenden Qualität des 1946 von dem
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ÖVP-Außenminister Dr. Karl Gruber eingebrockten mangelhaften,
nur  40  Maschinschreibzeilen  umfassenden  und  sehr  allgemein
formulierten  „Pariser  Vertrages“  ein  juristisch  mehr  als
riskantes Unterfangen.

Zwei  von  der  Bundesregierung  damals  in  Auftrag  gegebene
Gutachten des Salzburger Völkerrechtsexperten Univ.-Prof. DDr.
Franz Matscher besagen aber, dass nur wenige direkt aus dem
von 1946 ableitbare Paketmaßnahmen bei deren Verletzung mit
Erfolgsaussicht vor dem IGH eingeklagt werden können.

Die  Bundesregierung  hat  daher  bei  den  seit  2001  massiv
einsetzenden Autonomieaushöhlungen die den Gang vor den IGH
wie der Teufel das Weihwasser gescheut.

Andreas Khol war an der Schaffung dieser Scheinlösung aktiv
als politischer Mittäter beteiligt gewesen. In dem bereits
erwähnten  Interview  mit  der  Konrad  Adenauer  Stiftung
berichtete  Andreas  Khol:

„Ab 1971 setzten die Verhandlungen um die neue Autonomie in
Südtirol  ein,  die  schließlich  1992  zur  Streitbeilegung
zwischen  Österreich  und  Italien  führten  –  in  der
Verhandlungsphase  ab  1987,  als  Alois  Mock  Außenminister
geworden war, war ich in die Arbeiten einbezogen und konnte
zur Streitbeilegung beitragen.“

2012:  Khol  zur  „transnationalen
Parteienkooperation“:
In dem bereits erwähnten Interview mit der Konrad Adenauer
Stiftung  erklärte  Andreas  Khol  auf  die  Frage  nach  der
gegenwärtigen „Parteienkooperation im Zeichen von EU-Staats-
und Regierungschefs“:

„Zwei  Interessen  einen  uns  und  bringen  uns  zur
Zusammenarbeit: erstens die Gestaltung Europas in der EU als
stärkste Fraktion im Europäischen Parlament, zweitens das
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Bestehen des Wettbewerbs im Inneren: als Volksparteien der
Mitte und rechts der Mitte im demokratischen Wettstreit um
die Mehrheit im Lande. Für beides ist die transnationale
Parteienkooperation wichtig.“

Obwohl  ihn  die  „Erfahrung“  so  „stark“  machte,  wie  dieses
Wahlplakat  verkündete,  reihten  die  Österreicher  bei  der
Bundespräsidentenwahl 2016 Andras Khol nur auf Platz fünf.
Khol  gab  daraufhin  bekannt,  sich  aus  der  Politik
zurückzuziehen. So ganz tut er das aber nicht, wie jetzt sein
Störmanöver  gegen  die  doppelte  Staatsbürgerschaft  für
Südtiroler  zeigte.

Wie  Khol  die  Festlegung  der
Schutzmachtfunktion  in  der
österreichischen  Bundesverfassung
torpedierte
Die ÖVP ist als Schwesterpartei eingebunden in die gemeinsame
Politik der Europäischen Volkpartei (EVP), die wiederum auf
der Linie der NATO-Interessen und damit jener der USA und
seiner  strategischen  Verbündeten  einschließlich  Italiens
agiert.

Die  endgültige  Erledigung  des  Südtirol-Störfaktors  lag  und
liegt im Interesse dieser Politik. Es lag sicherlich auch im
Sinne  dieser  Politik,  dass  Andreas  Khol  2006  die
Schutzmachtinitiative  scheitern  ließ

Der  parteifreie
österreichische
Justizminister
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Univ.-Prof.  Dr.
Hans Klecatsky war
Zeit seines Lebens
ein  ehrlicher
Vorkämpfer für die
Rechte  und
Anliegen
Südtirols.

Der parteifreie ehemalige österreichische Bundesminister für
Justiz und Universitätsprofessor für öffentliches Recht und
Politikwissenschaft, Dr. Hans R. Klecatsky hatte bereits am
24.  August  1992  in  einem  Gastkommentar  in  der  Wiener
Tageszeitung  „Die  Presse“  gefordert,  daß  Österreich  die
Schutzmachtrolle  Österreichs  und  das  Selbstbestimmungsrecht
der  Südtiroler  in  einer  Präambel  zur  österreichischen
Verfassung  rechtlich  fixiere.

Im Jänner 2004 richtete Klecatsky eine diesbezügliche Petition
an den Tiroler Landtagspräsidenten Helmut Mader (ÖVP), welcher
Vorsitzender des „Tirol-Konvents“ des Tiroler Landtags war.

Das „Südtirol-Memorandum“
 Am  20.  April  2004  wurde  in  Innsbruck  dem  Tiroler
Landeshauptmann Herwig van Staa ein von Vertretern der großen
kulturellen  und  wirtschaftlichen  Verbände  Südtirols
unterzeichnetes  diesbezügliches  „Südtiroler  Memorandum“
übergeben.  In  diesem  Memorandum  wurde  gefordert,  dass  die
„gegenüber Südtirol bestehende Schutzstaatsverpflichtung“ in
rechtsverbindlicher  Form  in  die  österreichische
Bundesverfassung  aufgenommen  werde.

Unterzeichnet hatten:

 Der  Südtiroler  Landeshauptmann  Durnwalder  und  alle  SVP-
Mandatare  auf  Landes-,  Staats-  und  Europaebene,  die
Landtagsabgeordneten  der  Union  für  Südtirol  und  der



Freiheitlichen  Südtirols  sowie  zahlreiche  Bürgermeister  und
Verbände:

Südtiroler Heimatbund, Südtiroler Wirtschaftsring, Südtiroler
Bauernbund, Alpenverein Südtirol, Südtiroler Kulturinstitut,
Südtiroler  Schützenbund,  Heimatpflegeverband  Südtirol,
Südtiroler  Bildungszentrum,  Südtiroler  Kriegsopfer-  und
Frontkämpferverband, Arbeitsgruppe zur Regelung der Ortsnamen,
Junge  Generation  in  der  SVP,  Arbeitskreis  für  Südtirol,
Südtiroler Gemeindeverband.

Am  31.  Jänner  2005  gab  der  auch  zu  diesem  Thema  tagende
parlamentarische Österreich-Konvent seinen Endbericht ab, der
einem  Textvorschlag  des  Nationalratspräsidenten  Dr.  Andreas
Khol (ÖVP) folgte. Darin wurde Österreichs Schutzmachtrolle
auf folgende unverbindliche Formulierung reduziert:

„Österreich tritt für den Schutz der mit ihm geschichtlich
verbundenen deutschsprachigen Volksgruppen, insbesondere der
Südtiroler ein.“

Es war keine Rede mehr von der Aufnahme der Schutzmachtklausel
in die Bundesverfassung.

Neuerlicher Anlauf:
Gesamttiroler  Schützenpetition  –
113  von  116  Südtiroler
Bürgermeistern
hatten unterschrieben

Die
Überreichung
der
gesamttiroler
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Petition  in
Wien  an
Andreas  Khol

Am 21. Jänner 2006 überreichten die Landeskommandanten des
Südtiroler Schützenbundes und der Nordtiroler Schützen in Wien
dem  Nationalratspräsidenten  Andreas  Khol  eine  neuerliche
Petition.

Darin hieß es:

„Die unterzeichneten Schützenkompanien und Bürgermeister aus
allen Teilen des historischen, großen Tirol ersuchen den
Nationalrat bei den derzeit laufenden Beratungen über eine
neue österreichische Bundesverfassung auf der Grundlage der
Beratungen  des  Österreich-Konvents  in  der  Präambel  einer
solchen Verfassung folgende Worte aufzunehmen:

 1)  Die  Republik  Österreich  anerkennt  die  historisch
gewachsenen Volksgruppen in Österreich und setzt sich für
Schutz  und  Förderung  der  mit  Österreich  geschichtlich
verbundenen deutschsprachigen Minderheiten, insbesondere auch
der Südtiroler ein.

 2) Die Republik Österreich bekennt sich zur Wahrung des
Selbstbestimmungsrechtes  des  vom  Land  Tirol  abgetrennten
Tiroler Volkes deutscher und ladinischer Sprache und zum
besonderen Schutz der Rechte der Südtiroler auf der Grundlage
des Völkerrechtes.“

Neben den Süd- und Nordtiroler Schützenkompanien hatten in
Südtirol 113 von insgesamt 116 Bürgermeistern unterschrieben.

Nun gingen in Italien die politischen Wogen hoch. Andreas Khol
war  es  ein  Anliegen,  rasch  zur  Wiederherstellung  der
Freundschaft  mit  Rom  beizutragen.



Andreas Khol: „Kein Schatten trübt unser
Verhältnis zu Italien!“
Als  der  nunmehrige  österreichische  Nationalratspräsident
Andreas Khol Ende Jänner 2006 in Rom zu einem Besuch bei
seinem Amtskollegen, dem italienischen Kammerpräsidenten Pier
Ferdinando Casini weilte, äußerte Khol laut „Dolomiten“ vom
31. Jänner 2006 diesem gegenüber:

„Kein Schatten trübt unsere Beziehungen zu Italien.“

Laut APA-Bericht vom 17. Februar 2006 erklärte Andreas Khol:

„Es gibt in der Südtirolfrage kein einziges offenes Problem
zwischen Österreich und Italien.“

Die  Versenkung  des  „Südtiroler
Memorandums“: Exekutor: Andreas Khol!

In  den  Medien  (hier:  Südtiroler  ff-Ilustrierte  09  2007)
verkündete  Andreas  Khol  vollmundig,  dass  durch  die  EU-
Mitgliedschaft Österreichs die Tiroler Landeseinheit bereits
erreicht und somit alles bestens sei.

Am 5. Juli 2006 wurde im Österreichischen Nationalrat von den
Abgeordneten aller Parteien mit Ausnahme und gegen die Stimmen
der „Grünen“ eine Entschließung verabschiedet:

„Der Nationalrat unterstützt bei einer Verfassungsreform die
Aufnahme  einer  Bestimmung  in  die  österreichische
Bundesverfassung,  welche  die  Schutzfunktion  für  die
österreichische  Volksgruppe  in  Südtirol  verankert.“

Eine Woche später unterschrieb Khol als Nationalratspräsident
am  12.  Juli  2006  die  vorzeitige  Beendigung  der  laufenden
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Gesetzgebungsperiode. Damit wurde der Antrag gegenstandslos.

In der nächsten Legislaturperiode war die neue Bundesregierung
nicht  mehr  an  den  Entschließungsantrag  gebunden,  weil  ein
solcher nur für die jeweils laufende Legislaturperiode gilt.

Ein  Initiativantrag  jedoch  hätte  auch  eine  Bindung  und
Verpflichtung zur Umsetzung des Beschlusses für die nächste
Regierung bedeutet.

Der FPÖ-Südtirolsprecher Werner Neubauer erklärte später dazu
in einem Pressedienst:

„Es ist völlig auszuschließen, daß Khol, einem hervorragenden
Kenner der Geschäftsordnung, das entgangen sein sollte.

Er hat jedenfalls wohlweislich keinen Initiativantrag geplant
gehabt. Es war von Anfang an nur an eine üble Inszenierung
von Theaterdonner geplant gewesen.

So hatten die ÖVP und Khol für die anstehenden Wahlen den
Anschein des Patriotismus erwecken und gleichzeitig – von der
Öffentlichkeit nicht wahrgenommen – von vorneherein das von
Rom nicht gewünschte Projekt zum Scheitern bringen können.“
(OTS-Pressedienst vom 18. Jänner 2010)

„Komplizenschaft mit Rom“
In  der  Folge  drängten  der  Südtiroler  Landeshauptmann  Luis
Durnwalder und andere Südtiroler Politiker immer wieder auf
die  Festschreibung  der  Schutzmachtrolle  in  der
österreichischen  Bundesverfassung.

 

Der FPÖ-Südtirolsprecher Werner Neubauer drängte immer wieder
– wie hier in einem Interview mit der Südtiroler „Z – Zeitung
am Sonntag“ vom 13. Dezember 2009 – auf die Verankerung der
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Schutzmachtrolle  gegenüber  Südtirol  in  der  österreichischen
Bundesverfassung.

Wie  der  FPÖ-Südtirolsprecher  und  Nationalratsabgeordnete
Werner  Neubauer  berichtete,  schmetterten  die  ÖVP-
Bundespolitiker  dieses  Ansinnen  ab.

Am 18. Jänner 2010 veröffentlichte Neubauer einen Pressedienst
mit dem Titel „ÖVP in Komplizenschaft mit Rom gegen Südtirol!“

Darin  enthüllte er, dass der österreichische Außenminister
Michael  Spindelegger  (ÖVP)  allen  angesprochenen  Südtiroler
Anliegen eine blanke Abfuhr erteile.

In dem Pressedienst hieß es:

„Die  Südtirolpolitik  des  von  der  ÖVP  besetzten
österreichischen  Außenministeriums  besteht  darin,  in
Komplizenschaft mit dem italienischen Außenminister Frattini
jegliche Bewegung in der Südtirolfrage zu verhindern, die Rom
unangenehm ist. … Spindelegger erklärte mir unverblümt, daß
es für ihn nicht in Frage komme, Italien zu verärgern.“

Österreichs Außenminister Spindelegger (links im linken Bild)
in herzlicher Verbundenheit mit seinem italienischen Kollegen
Frattini  von  der  nationalistischen  Partei  „Forza  Italia“
(rechts im linken und im rechten Bild) bei einem Treffen in
Rom. Die „Forza Italia“ war unter der Federführung Frattinis
auch politische Bündnisse mit den Neofaschisten eingegangen.

Am 15. Februar 2010 berichtete die „Tiroler Tageszeitung“,
dass  Außenminister  Spindelegger  (ÖVP)  in  Bezug  auf  eine
Aufnahme der Schutzmachtrolle in die Bundesverfassung  erklärt
habe, dergleichen komme nur „in Zusammenhang mit einer großen
Verfassungsreform“ in Frage, die aber derzeit nicht anstehe.

Sie steht bis heute nicht an und wird, wenn es nach dem Willen
bestimmter  ÖVP-Politiker  geht,  bis  zum  St.  Nimmerleinstag
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nicht anstehen.

Andreas  Hofer  –  Zum  250.
Geburtstag  des  Tiroler
Volkshelden
Authentisches  Portrait  des  Oberkommandanten  der  Tiroler
Landesverteidigung, Andreas Hofer, gemalt von Jakob Placidus
Altmutter.

Der  langjährige  Österreich-Korrespondent  der  „Frankfurter
Allgemeinen Zeitung“ und jetzige Universitätsprofessor Dr. Dr.
h.c. Reinhard Olt hat dem SID freundlicherweise nachstehenden
Beitrag zur Verfügung gestellt.

Von Reinhard Olt

Die  Tiroler  verehren  ihn  als  Helden.  Ganz  gleich,  ob  sie
seiner in Nord- und Osttirol – dem österreichischen Bundesland
Tirol – oder im von Italien 1918 annektierten und ihm im
Schandvertrag  von  St.  Germain-en-Laye  1919  zugesprochenen
südlichen Landesteil – der Autonomen Provinz Bozen-Südtirol –
aus Anlass seines bevorstehenden 250. Geburtstags gedenken:
Andreas Hofer gilt ihnen als Volksheld gemeinhin. Und selbst
in Welschtirol – der „Provincia autonoma di Trento“, mit der
Bozen-Südtirol 1948 durch Schläue und Hinterlist des damaligen
italienischen  Regierungschefs  Alcide  De  Gasperi  in  die
„Regione autonoma Trentino-Alto Adige“ gezwungen worden war –
genießt  Hofer  über  die  in  den  letzten  Jahren  wieder
entstandenen Kompanien des Welschtiroler Schützenbundes hinaus
heldische Verehrung.

https://suedtirol-info.at/andreas-hofer-zum-250-geburtstag-des-tiroler-volkshelden/
https://suedtirol-info.at/andreas-hofer-zum-250-geburtstag-des-tiroler-volkshelden/
https://suedtirol-info.at/andreas-hofer-zum-250-geburtstag-des-tiroler-volkshelden/


Lehrjahre des „Sandwirts“
Woher dies rührt? Am 22. November 1767 wurde der Hofer Andrä –
nach korrektem Geburtsregistereintrag Andreas Nikolaus Hofer –
als  jüngstes  von  sechs  Kindern  am  Sandhof  im  Passeiertal
geboren.

Seine Mutter starb 1770, woraufhin Andreas‘ Vater neuerlich
heiratete. Andrä, der nach dem Volkschulbesuch als Knecht,
Stallbursche  und  Dienstbote  Erfahrung  für  seinen  späteren
Beruf  als  Gastwirt  und  Bauer  sammelte  und  zudem  die
italienische  Sprache  erlernen  sollte  und  wollte,  verdingte
sich zwischen 1780 und 1785 im benachbarten Welschtirol: zum
einen in Cles, dem Hauptort des Nonsbergs, zum andern in dem
Dörfchen Ballino, einem der Knotenpunkte für den Nord-Süd-
Handel mit Pferden, Wein und Getreide auf der südwestlichen
Handelsroute durch Judikarien nach Oberitalien.

Das gesamte Tirol, einschließlich Welschtirols (des heutigen
„Trentino“), beteiligte sich im Freiheitskampf der Tiroler

Bei der adeligen Familie von Miller in Cles und danach im
Gasthof Armani-Zanini in Ballino erlernte Hofer nicht nur den
lokalen  italienischen  Dialekt,  sondern  knüpfte  auch
Freundschaften, welche ihm später bei der Mobilisierung  von
Kämpfern  im  Trientinischen  von  Nutzen  sein  sollten.  So
avancierte beispielsweise der mit Hofer eng befreundete Marco
Zanini aus Ballino zu einem der Anführer der Welschtiroler
Aufständischen  und  rückte  1796  als  einer  der  Kommandanten
lokaler  Schützenvereinigungen  zur  Verteidigung  Tirols  gegen
die Franzosen am Tonale-Pass ein, wo auch Hofer einen seiner
ersten militärischen Einsätze als Passeirer Schütze hatte. Die
Familie von Miller unterstützte die  Erhebung finanziell und
logistisch.  Daher  blieben  die  Welschtiroler  verlässliche
Waffenbrüder Hofers im Kampf gegen die Fremdherrschaft; das 
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Streben Trentiner und Triestiner Irredentisten nach Loslösung
vom Habsburgerreich (Risorgimento) lag damals noch in weiter
Ferne.

Im Lande unterwegs
Nach  des  Vaters  Tod  1774  war  Andreas  Hofer  gleichsam
automatisch  in  die  Position  des  Hoferben  gerückt.  Er  war
nämlich der einzige Sohn, denn aus der ersten Ehe des Vaters
 waren  lediglich  drei  Schwestern,  aus  der  zweiten  eine
Stiefschwester  hervorgegangen.  Als  er  das  20.  Lebensjahr
erreicht hatte,  übernahm Andrä Wirtshaus und den aufgrund von
Schäden  durch  Überschwemmungen   im  Tal  der  Passer
verschuldeten Hof. Von nun an war er „der Sandwirt“, bei dem
 Säumer und Wanderhändler  ebenso einkehrten wie Fuhrleute,
die von Nord gen Süd (vice versa) unterwegs waren und in
seinem Stall Ochsen- und Pferdegespanne unterstellten. Der Weg
von Sterzing über den Jaufenpass  durch das Passeiertal nach
Meran galt damals als wichtige Verbindung und Teilstrecke auf
der Brennerroute, worüber der größte Teil des Handels zwischen
Süd und Nord (vice versa) abgewickelt wurde.

Neben seiner Existenz als Bauer und Wirt – er hatte 1789 die
um  zwei  Jahre  ältere  Anna  Gertraud  Ladurner  aus  Algund
geheiratet und mit ihr sechs Mädchen und einen Sohn gezeugt –
betätigte  sich  Andreas  Hofer  als  Händler.  Dieses  Geschäft
betrieb  er  vor  allem  mit  den  „Walschen“  im  benachbarten
Trentino,  wie die Italiener bisweilen heute noch von Tirolern
genannt werden, das ja Teil der gefürsteten Grafschaft Tirol
war. Aus Hofers eigenen Aufzeichnungen geht hervor, dass er
mit Pferden, Ochsen, Kleinvieh, Wein und Branntwein handelte.
Meist bezog er Vieh aus dem ungarischen Reichsteil, nicht
selten aus „Oberungarn“, der heutigen Slowakei. Auf seinem
Rückweg aus dem Inntal fasste er Salz aus der Saline in Hall,
damals ein kostbares, nahezu mit Gold aufgewogenes Gut.



Von ersten Gefechten…
Sohin viel unterwegs, war Hofer über die Lage im von Napoleon
bedrängten Habsburgerreich sowie über die Stimmung in seiner
von  des  französischen  Eroberers  bayerischen  Vasallen
unmittelbar  bedrohten  Heimat  bestens  im  Bilde.  In  ersten
militärischen Berührungen kämpfte der Korporal Andreas Hofer
1796 in einer Meraner Kompanie gegen Napoleons Truppen, die
von Oberitalien ins südliche Tirol zogen. Im August desselben
Jahres  stellte  die  gesamte  Talschaft  eine  eigene
Schützenkompanie  auf,  in  welcher  der  Sandwirt  als
„Oberleutnant vom Schießstand Passeier“ aufscheint. Im Jahr
darauf führte er als Hauptmann eine Landsturmkompanie nach
Meran, rückte gegen das oberhalb von Bozen gelegene Jenesien
vor und nahm  an Gefechten gegen die Franzosen teil, die sich
zur  Räumung  Bozens  gezwungen  sahen  und  nach  Brixen
retirierten.

Von 1806 an gehörte Tirol zu Bayern, weil Österreich es im
Frieden  von  Preßburg  (26.  Dezember  1805)  an  Napoleons
Verbündeten hatte abtreten müssen. Die wirtschaftliche Lage
spitzte sich zu, was naturgemäß auch Wirte und Händler zu
spüren bekamen. Hofer weihte befreundete Wirte in seine und
seiner bedeutendsten Mitstreiter – Josef Speckbacher, seine
„rechte  Hand“,  sowie  Peter  Mair,  „Wirt  an  der  Mahr“  –
Aufstandspläne  ein  und  verschaffte  sich  Bundesgenossen  im
Passeiertal, im Vinschgau, im Etschtal sowie am Nonsberg und
am Sulzberg. Im Januar 1809 brach Hofer nach Wien zu seinem
Unterstützer Erzherzog Johann auf, um sich dessen Fürsprache
beim  Kaiser  für  einen  neuen  Krieg  gegen  Napoleon  zu
versichern.  Obwohl der kaiserliche Hof und die Militärs einem
Volksaufstand  misstrauisch  gegenüberstanden,  brach  im  April
1809 die Rebellion im „Heil‘gen Land Tirol“ los. Wenngleich
Hofers Schützen schlecht ausgerüstet waren, so gelang ihnen
doch  bei  Sterzing  ein  erster  Sieg  über  die  bayerischen
Truppen. Auch in Innsbruck war die Erhebung erfolgreich, und
in  Welschtirol  fanden  seine  Aufrufe  starken  Anklang:



kaiserliche Truppen und Passeirer Schützen eroberten Trient,
woraufhin  die  Franzosen  bis  zur  südlichen  Landesgrenze
ausweichen  mussten  und  Rofreit/Rovereto   für  Tirol
zurückgewonnen  ward.

…zum Volksaufstand
Wenngleich weniger Welschtiroler als Nord- und Südtiroler dem
Aufruf Hofers zu den Waffen gefolgt waren, so verfolgten doch
auch sie dasselbe Ziel, nämlich Bajuwaren und Franzmänner aus
dem Lande zu treiben. Der bayerische Landesherr hatten nicht
nur  neue  Steuern  eingeführt,  sondern  auch  das  Landlibell
Kaiser  Maximilians  von  1511  außer  Kraft  gesetzt,  das  den
Tirolern das Recht verbrieft hatte, ausschließlich für die
Verteidigung der eigenen Landesgrenzen eingesetzt zu werden.

Das  „Landlibell“,  ein  Grundstein  Tiroler  Freiheit  und
Wehrhaftigkeit,  sowie  eine  alte  Schützenfahne  der  Schwazer
Bergknappen.

Die Bayern führten hingegen die allgemeine Wehrpflicht ein;
damit wurden junge Tiroler gezwungen, in den Heeren Napoleons
an Fronten in ganz Europa und Russland zu kämpfen. Auch die
aufklärerischen  Ideen  der  bayerischen  Regierung  im  Sinne
Josefs  II.  wie  die  Streichung  kirchlicher  Festtage  und
religiöser Bräuche kamen bei den streng katholischen Tirolern
schlecht an. Weshalb der Volksaufstand aus der Sicht derer,
die sich „kritische Historiker“ nennen, als „rückwärtsgewandt“
gilt: den Tirolern sei es vornehmlich um die Wiederherstellung
der alten Ordnung gegangen.

Das alte Vorrecht der Tiroler: Alle Stände der Tiroler (auch
die  Bauern  waren  in  Tirol  ein  freier  Stand)  waren  zur
Verteidigung  der  eigenen  Heimat  verpflichtet,  mussten  aber
keinen  Kriegsdienst  außerhalb  der  Landesgrenzen  leisten.
(Links:  Colorierter  Kupferstich  von  Placidus  Altmutter.
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rechts: Fahnenblatt der Fahne der Vinschgauer Schützenkompanie
von 1809).

„Landesregent Hofer“
Nach Scharmützeln deutsch- und welschtiroler Schützen Anfang
Mai 1809 im Etschtal gegen französische Einheiten kam es zur
Monatsmitte zu ersten Gefechten am Bergisel. Unmittelbar davor
hatte Hofer ein Aufgebot von 5000 gut bewaffneten Schützen gen
Norden abmarschieren lassen. Deren erstes Aufeinandertreffen
mit bayerischen Truppenkontingenten  endete mit einem Sieg der
Tiroler.

Ein weiteres Gefecht am 29. Mai brachte keine Entscheidung;
gleichwohl zogen die Bayern  ins Unterinntal ab. Kaiser Franz
sicherte  daraufhin  den  aufständischen  Tirolern  weitere
Unterstützung zu. Eine bayerische Interventionsarmee wurde in
der  zweiten  Schlacht  am  Bergisel  bei  Innsbruck
zurückgeschlagen.

Die  Helden  des  Freiheitskampfes:  Andreas  Hofer,  Josef
Speckbacher  und  Pater  Joachim  Haspinger.  Anlässlich  der
Jahrhundertfeier 1909 gedruckte Postkarte.

Doch  unterdessen  verpflichtete  sich  Österreich  gegenüber
Napoleon,  sämtliche  Truppen  aus  Tirol,  wozu  damals  auch
Vorarlberg gehörte, abzuziehen, was bis heute nicht zu Unrecht
als Verrat Wiens an Hofer gilt. Dessen Gefolgsleute waren
damit faktisch auf sich allein gestellt. Dennoch kesselten sie
in  unzugänglichen  Schluchten  des  Landes  gegnerische
Truppenverbände ein und fügten dem Feind schwere Verluste zu.

Mitte  Juli  1809  war  der  Kommandant  der  Wehrverbände  des
südlichen Tirol Hofer zum Oberkommandanten  des ganzen Landes
ernannt worden. Am 13. August kam es zum dritten Bergisel-
Gefecht, bei dem Hofers Mannen noch einmal einen knappen Sieg
über Bayern und Franzosen errangen.
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Schlacht am Bergisel bei Innsbruck am 13. August 1809, Gouache
von Jakob Placidus Altmutter.

Zwei Tage danach übernahm der Sandwirt im Namen des Kaisers
die Regierung des Kronlandes Tirol und zog als „Landesregent“
in die Innsbrucker Hofburg ein. In diese Position verhalfen
ihm nicht militärisches oder diplomatisches Geschick, sondern
sein Charisma: seine Landsleute akzeptierten ihn als einen von
ihnen und ordneten sich ihm unter.

Bergisel-Kämpfe
Im  Frieden  von  Schönbrunn  hatte  Österreich  neuerlich  die
Abtretung  Tirols  akzeptieren  müssen.  Anschließend  ließ
Napoleon  56.000  Mann  aus  verschiedenen  Richtungen
aufmarschieren. Unmittelbar  nach dem mit der Verheiratung
seiner  Tochter  Maria  Luise  besiegelten  Friedensschluss  des
österreichischen Kaisers Franz I. mit Napoleon (14. Oktober
1809) verließ „Landesregent“ Hofer die Innsbrucker Hofburg und
war entschlossen, sich zu unterwerfen, ließ sich aber dann
doch umstimmen.

Das letzte Aufgebot. Gemälde von Franz von Defregger 1874.

Am 1. November stürmten bayerische Truppen die Verschanzungen
am Bergisel. Einige Gefechte endeten für die Tiroler Schützen
zwar noch erfolgreich, Hofer musste aber flüchten.

Während er sich in Matrei am Brenner aufhielt, endete das
letzte  Gefecht  am  Bergisel  mit  völliger  Niederlage  der
Tiroler. Hofer, der seine Landsleute dennoch neuerlich zu den
Waffen rief, musste sich die folgenden Wochen in Verstecken
verborgen  halten,  da  auf  seinen  Kopf  ein  beträchtliches
Lösegeld ausgesetzt war. Verraten von einem Landsmann, wurde
er  dann  am  28.  Januar  1810  verhaftet  und  nach  Mantua
überstellt.  Unmittelbar  davor  hatte  er  in  einem  Brief  an
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Erzherzog  Johann  seine  Enttäuschung  darüber  geäußert,  „von
Österreich im Stich gelassen worden zu sein“. Am 20. Februar
1810 wurde Andreas Hofer in Mantua füsiliert.

„Zu Mantua in Banden …“
Der  Fama  zufolge  soll  er  während  der  Gefangenschaft  den
Liedtext  „Ach  Himmel,  es  ist  verspielt“  gedichtet  haben.
Angeblich auch habe er – nach zwölf Schüssen des aus sechs
Soldaten  bestehenden  Exekutionskommandos  –  noch  ausgerufen:
„Ach,  wie  schießt  ihr  schlecht“;  woraufhin  ihn  dessen
befehligender Offizier mittels Kopfschusses vom Leben in den
Tod befördert haben soll.

Andreas Hofers letzter Gang: (Postkarte anlässlich der Hofer-
Gedenkfeiern 1909).

Hofers Erschießung in Mantua am 20. Februar 1810 (Gemälde von
Leopold Pullacher um 1820).

Immerhin  nahm  der  Vogtländer  Dichter  Julius  Mosen  diese
Sentenz in die abschließende 6. Strophe seines 1831 verfassten
Gedichts „Zu Mantua in Banden“ auf, das Leopold Knebelsberger
1844 vertonte und das seit 1948 als „Andreas-Hofer-Lied“ die
gesetzlich  fixierte  Tiroler  Landeshymne  ist.  Für  die
Mehrheitspartei SVP im Landtag zu Bozen war es indes kein
Ruhmesblatt, als sie 2004 die Zustimmung verweigerte, dem Lied
Hymnen-Charakter zu verleihen; jedoch wird es auch in Südtirol
zu offiziellen Anlässen gespielt und gesungen.

Der Dichter Julius Mosen und das von ihm gedichtete Lied,
welches heute die Landeshymne Tirols ist.

Nach  der  Exekution  wurde  Hofer  im  Mantuaner  Friedhof  
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bestattet, jedoch 1823 in einer Nacht- und-Nebel-Aktion von
fünf  österreichischen  Kaiserjägern  unter  Führung  des  aus
Freiburg im Breisgau (gehörte bis zum Preßburger Frieden zu
Vorderösterreich) stammenden Offiziers Georg Hauger exhumiert;
die  sterblichen  Überreste  befinden  sich  seitdem  in  der
Innsbrucker Hofkirche.

Zeitgenössische Darstellung von Hofers Exhumierung in Mantua
und sein Grab in der Hofkirche zu Innsbruck. Seine Fahne trägt
auch heute noch einen schwarzen Trauerflor, welcher entfernt
werden wird, wenn die Landesteilung aufgehoben ist.

Fünf  Jahre zuvor war der einstige Tiroler „Landesregent“ auf
Drängen  seines  Sohnes  Johann  Stephan  nachträglich  in  den
einfachen Adelsstand erhoben worden. Seine Nachkommen durften 
sich seitdem „Edle/r von Hofer“ nennen und ein Familienwappen
führen. Drei Jahre nach Abschaffung der Adelsprädikate und -
privilegien durch die Republik Österreich starb die männliche
Hofer-Linie  1921  aus;  die  weibliche  ist  indes  bis  heute,
allerdings unter anderen Familiennamen, vertreten.

Verehrung und Verunglimpfung
250 Jahre nach seiner Geburt  und nach bald 210 Jahren seit
dem  Aufstand  gegen  den  französischen  Usurpator  und  die
bayerischen Besatzer bleibt der Volksheld Andreas Hofer eine
durchaus schillernde, aber nichtsdestoweniger verehrte Figur.
Verständlicherweise vereinnahmt  die Politik den Sandwirt aus
Passeier nur zu gerne. Dessen Erhöhung, Glorifizierung und
Mythisierung setzte bereits zu Lebzeiten ein. Seit seinem Tod
musste  Hofer  –  je  nach  politischem  Gebrauchswert  –  für
zahlreiche Rollen herhalten. Zuerst als Märtyrer im Tiroler
Freiheitskampf  gefeiert,  stand  später  seine  Kaisertreue  im
Vordergrund. Die Großdeutschen erhoben ihn zum gesamtdeutschen
Nationalhelden,  die  Nationalsozialisten  sahen  in  ihm  einen
„deutschen Kämpfer“, für viele Südtiroler wurde Hofer nach dem
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Zweiten Weltkrieg zum Symbol für den Kampf um die seit der
Teilung des Landes 1918/1919 verweigerte Selbstbestimmung.

Ein Denkmal auf dem Bergisel bei Innsbruck erinnert bis heute
an den Freiheitshelden Andras Hofer. Am 1. Oktober 1961 wurde
das  Denkmal  –  wie  sich  später  herausstellte  –  von
italienischen Neofaschisten mit geheimdienstlichen „Gladio“-
Hintergrund der Organisation „Giovane Italia“ gesprengt. Es
wurde in der Folge wieder restauriert.

Anno 2009 gedachte man zu Innsbruck in einer Landesfeier bei
volksfestartiger  Beteiligung  zehntausender  Menschen  des
Volksaufstands sowie der Bergisel-Kämpfe von 1809. Zum Unmut
der  in  Rom,  Bozen,  Innsbruck  und  Wien  Regierenden  nahmen
patriotische  Kräfte  dies  zum  Anlass,  um  demonstrativ  den
Südtiroler Freiheitskampf der 1950er bis 1970er Jahre sowie
die  zweimal  verweigerte  Selbstbestimmung  miteinzubeziehen.
Linke Publizisten und geschichtsvergessene Politiker stellten
alldem  den  bärtigen  Passeirer  Schützen  und  einstigen
Oberkommandanten  Tirols   als  „Alpen-Taliban“  gegenüber  und
verunglimpften damit  aus ideologischer Verblendung und um der
schieren  Schmähung  willen  eine  historisch  bedeutsame
Persönlichkeit,  der   Väterglaube,  angestammte  Heimat   und
Landeseinheit über alles ging.

 

Die Südtiroler Schützen ließen es sich nicht nehmen, zum Unmut
mancher Politiker 2009 in Innsbruck für die Selbstbestimmung
ihres  Landes  zu  demonstrieren.  Auch  das  Geschwätz  einiger
linker Volksbelehrer beeindruckte sich nicht.

Diese Tiroler Schützenscheibe von 1918 drückt die seitdem nie
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erstorbene Sehnsucht nach der Aufhebung der Landesteilung aus.

„Von  der  ,Feuernacht‘  zur
,Porzescharte‘.  Das
,Südtirol-Problem‘ der 1960er
Jahre in den österreichischen
sicherheitsdienstlichen
Akten“
Militärhistoriker Oberst Mag. Dr. Hubert Speckner

Eine  sensationelle  Dokumentation  beleuchtet  die  Rolle
italienischer  „Dienste“  in  der  Zeit  des  Südtiroler
Freiheitskampfes  der  1960er  Jahre

Am  28.  November  2016  stellte  der  österreichische
Militärhistoriker  Oberst  Mag.  Dr.  Hubert  Speckner  von  der
Österreichischen  Landesverteidigungsakademie  einem
interessierten Fachpublikum in Wien ein neues Buch brisanten
Inhalts vor.

Bereits 2013 hatte ein Werk des Autors Aufsehen erregt. In der
Dokumentation  „Zwischen  Porze  und  Roßkarspitz  …“  hatte
Speckner anhand reichlich vorhandener sicherheitsdienstlichen
Archivalien  Österreichs  und  mithilfe  persönlicher  „Tatort“-
Begehungen  und  Beiziehung  von  Sprengsachverständigen
nachgewiesen, dass ein angeblicher Anschlag österreichischer

http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2017/11/28-tiroler-adler-schutzenscheibe1.jpg
https://suedtirol-info.at/von-der-feuernacht-zur-porzescharte-das-suedtirol-problem-der-1960er-jahre-in-den-oesterreichischen-sicherheitsdienstlichen-akten/
https://suedtirol-info.at/von-der-feuernacht-zur-porzescharte-das-suedtirol-problem-der-1960er-jahre-in-den-oesterreichischen-sicherheitsdienstlichen-akten/
https://suedtirol-info.at/von-der-feuernacht-zur-porzescharte-das-suedtirol-problem-der-1960er-jahre-in-den-oesterreichischen-sicherheitsdienstlichen-akten/
https://suedtirol-info.at/von-der-feuernacht-zur-porzescharte-das-suedtirol-problem-der-1960er-jahre-in-den-oesterreichischen-sicherheitsdienstlichen-akten/
https://suedtirol-info.at/von-der-feuernacht-zur-porzescharte-das-suedtirol-problem-der-1960er-jahre-in-den-oesterreichischen-sicherheitsdienstlichen-akten/
https://suedtirol-info.at/von-der-feuernacht-zur-porzescharte-das-suedtirol-problem-der-1960er-jahre-in-den-oesterreichischen-sicherheitsdienstlichen-akten/


Täter auf der Porzescharte mit vier italienischen Opfern am
25. Juni 1967 nicht so stattgefunden haben konnte, wie es die
offiziellen  italienischen  Darstellungen  schilderten.  Zudem
konnten die von Italien beschuldigten und in der Folge in
Abwesenheit verurteilten Österreicher Speckners Untersuchungen
auf keinen Fall die „Täter“ gewesen sein.

Buchpräsentation  Oberst  Dr.  Hubert  Speckner  bei  der
Buchpräsentation  in  Wien.

Speckners  neues  in  Wien  vorgestelltes  Werk  trägt  den
Haupttitel  „Von  der  Feuernacht  zur  Porzescharte“  und  den
Untertitel  „Das  ‚Südtirolproblem‘  der  1960er  Jahre  in  den
österreichischen sicherheitsdienstlichen Akten“.

Speckner hatte auch diesmal Zugang zu allen relevanten und
Jahrzehnte  lang  geheimen  sicherheitsdienstlichen  Unterlagen
der Republik, welche sich mit Anschlägen in Südtirol während
der Zeit des Freiheitskampfes befassten.

Italienische  Geheimdienste  hatten  bei
„verwerflichen“  Anschlägen  die  Hand  im
Spiel
Das Ergebnis der Aktenauswertung ist sensationell: Bei einer
ganzen  Reihe  von  Anschlägen,  welche  gezielt  auch
Zivilbevölkerung in Gefahr gebracht hatten oder hätten bringen
können, haben offenbar italienische „Dienste“ ihre Hand mit im
Spiel gehabt. Hier war es darum gegangen, die „terroristi
altoatesini“  als  gewissenlose  und  verruchte  Täter
darzustellen,  welche  auf  die  Vernichtung  von  Menschenleben
abzielten.

Tragische  Unfälle,  denen  Menschenleben  zum  Opfer  gefallen
waren, wurden nachträglich in „Terroranschläge“ umgewandelt.

In anderen Fällen ließ sich eine provokatorische Steuerung im
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Hintergrund erkennen.

Speckner dokumentiert auch Anschläge, die von italienischen
Neofaschisten  verübt  worden  waren  und  bei  denen  versucht
worden war, sie Österreichern in die Schuhe zu schieben.

Als  Oberst  Dr.  Speckner  bei  der  Buchvorstellung  einige
besonders  augenfällige  Beispiele  brachte  und  mit
österreichischen  sicherheitsdienstlichen  Erkenntnissen  und
Unterlagen untermauerte, waren die Zuhörer gepackt und auch
erschüttert.

Hochrangige  Diskussionsteilnehmer
betonten  den  Wert  des  Südtiroler
Freiheitskampfes
Einführend  wurde  Speckners  Werk  von  dem  langjährigen
Österreich-Berichterstatter  der  „Frankfurter  Allgemeinen
Zeitung“, dem Univ.-Prof. Dr. Reinhard Olt vorgestellt. Am
Präsidium saß Roland Lang vom „Südtiroler Heimatbund“ (SHB),
einer  von  ehemaligen  politischen  Häftlingen  Südtirols
gegründeten Vereinigung, welche für das Selbstbestimmungsrecht
Südtirols eintritt.

An  seiner  Seite  saßen  der  ehemalige  österreichische
Außenminister  Dr.  Peter  Jankowitsch  (SPÖ),  der  ehemalige
österreichische Generalkonsul in Mailand Dr. Franz Matscher
sowie der ehemalige Südtiroler Landesrat Dr. Bruno Hosp (SVP).
Im  Plenum  befanden  sich  der  ehemalige  österreichische
Justizminister  Dr.  Harald  Ofner  (FPÖ)  und  der  ehemalige
Verteidigungsminister Dr. DI Helmut Krünes (FPÖ).

Von links nach rechts: Roland Lang, Dr. Peter Jankowitsch, Dr.
Franz  Matscher,  Dr.  Bruno  Hosp  und  stehend  bei  seinem
Einführvortrag  Univ.-Prof.  Dr.  Reinhard  Olt.
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Diese  kompetenten  Zeitzeugen  lieferten
wertvolle Diskussionsbeiträge:

Roland Lang betonte die Wichtigkeit der Enthüllungen des
Buchautors  Oberst  Speckner.  Er  habe  zahlreiche

Protagonisten  des  damaligen  Geschehens  persönlich  kennen
gelernt. „Ich habe nie geglaubt, dass es sich um ruchlose
Mörder gehandelt hat. Man darf Ihnen, Herr Oberst Speckner
sagen: Vergelt’s Gott!“

Die  Anschläge  hätten  bewirkt,  dass  die  italienische  Seite
einer Kompromisslösung habe zustimmen müssen. Das Ergebnis sei
die  derzeitige  Autonomie.  Die  Freiheitskämpfer  seien  nach
vielen  Jahren  dann  im  Rückblick  durch  Landeshauptmann  Dr.
Magnago  rehabilitiert  und  ihre  Verdienste  seien  anerkannt
worden.

Dr.  Peter  Jankowitsch  erklärte,  Speckners
Forschungsergebnisse seien „ein sehr wichtiger Beitrag zur

Aufarbeitung dieser Periode.“

Es sei damals das Bestreben Italiens gewesen, „alles in die
Ecke  des  Pangermanismus  zu  stellen.  Dies  wurde  durch
Außenminister  Dr.  Bruno  Kreisky  verhindert,  welcher  die
ungelöste Südtirol-Frage vor die Vereinten Nationen brachte.“
Die  Anschläge  seien  „Verzweiflungsschreie  der  Südtiroler“
gewesen.  „Die  Anschläge  haben  das  internationale  Interesse
geweckt und auch in Italien zu einem Durchbruch geführt.“

Alles was die internationale Aufmerksamkeit erregt habe, sei
für die Weiterentwicklung der Südtirol-Frage von größtem Wert
gewesen. Beweis dafür sei, dass während der Anschläge die
Verhandlungen weitergegangen seien.

„Die  Anschläge  haben  dem  Südtirol-Problem  sicherlich  nicht
geschadet, sondern sie haben vielmehr eine Tür geöffnet.“

Dr. Franz Matscher erklärte in der Diskussion, dass es
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damals zwei bedeutende „Paukenschläge“ gegeben habe: Die
Bombenanschläge  ab  1960  hätten  „Rom  in  Angst  versetzt“.
Daraufhin  habe  der  Innenminister  Scelba  eine  Autonomie-
Kommission zur Ausarbeitung von Vorschlägen eingesetzt. „Die
Sprengstoffanschläge  haben  dazu  geführt,  dass  es  zur  19er
Kommission kam.“

Der  zweite  „Paukenschlag“  sei  die  Befassung  der  Vereinten
Nationen durch den österreichischen Außenminister Dr. Kreisky
gewesen.

Die Befassung der UNO und deren Aufforderung zu italienisch-
österreichischen  Verhandlungen  hätten  vor  der
Weltöffentlichkeit deutlich gemacht, dass es sich hier um kein
„inneritalienisches Problem“ gehandelt habe. „Ab nun gab es
Verhandlungen,  vorher  waren  es  unverbindliche  Gespräche
gewesen.“

Die „Paukenschläge“ hätten dazu geführt, dass es zu einer
Autonomielösung kam. „Die Anschläge waren der Auslöser für die
Verhandlungen. Ohne Feuernacht wäre es zu den Verhandlungen
nicht gekommen.“

Dr.  Bruno  Hosp  berichtete,  dass  er  anlässlich  der
Volkskundgebung  auf  Schloss  Sigmundskron  im  Jahr  1957

gemeinsam mit den Freiheitskämpfern Kerschbaumer, Amplatz und
Klotz im Rahmen des „jungen BAS“ tätig gewesen sei.. In der
Folge sei es zu den Anschlägen der Herz-Jesu-Nacht gekommen.
In dieser Zeit sei er als Student in Wien. „Ich habe aber dann
mit erleben müssen, wie es zu den Verhaftungen und Folterungen
kam,  bei  denen  auch  von  völlig  Unbeteiligten  Geständnisse
erzwungen wurden.“

Von italienischer Seite seien alle Südtiroler Freiheitskämpfer
von Beginn an unter den Generalverdacht einer neonazistischen
Ideologie gestellt worden. Das habe die Betroffenen geschmerzt
und  auch  die  Südtiroler  Politik  stets  behindert.  Diese
Propaganda sei über die Jahre hinweg betrieben worden
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„Die Anschläge hatten für uns jedenfalls einen ganz eklatanten
Nutzen für den Fortgang der weiteren Verhandlungen, um zu
einer verhältnismäßig guten Autonomie zu kommen, von der man
jetzt wieder etwas wegschneiden will.“

In  Richtung  eines  von  ihm  namentlich  nicht  genannten
Zeithistorikers aus Norddeutschland sagte Dr. Hosp: „Man muss
schon vom sehr hohen Norden kommen, um nicht einzusehen, dass
die  Anschläge  der  Auslöser  zur  Inangriffnahme  der
Verhandlungen  waren.“

Dr.  Hosp  dankte  den  Freiheitskämpfern  und  dem  ehemaligen
Justizminister  Dr.  Ofner  vor  allem  dafür,  dass  dieser  im
Rahmen  des  „Bergisel-Bundes“  mit  einer  „Südtirol-Lotterie“
wertvolle soziale Hilfe für die Häftlinge und deren Familien
geleistet habe.

Über  die  neueste  Speckner-Dokumentation
hat uns Professor Dr. Olt dankenswerter
Weise  eine  Abhandlung  zur  Verfügung
gestellt,  die  wir  nachstehend
wiedergeben:

Prof. Dr. Reinhard Olt hielt den Einführungsvortrag bei
der Buchvorstellung

Licht auf ein düsteres Kapitel der Zeitgeschichte:

Jüngste  Forschungen  legen  offen,  wie
Italien  während  der  „Bombenjahre“  in
Südtirol manipulierte und täuschte
 Von Prof. Dr. Dr. h.c. Reinhard Olt

Geschichte bedarf bisweilen der Revision. Revision heißt, sie
aufs Neue in den Blick zu nehmen. Erstmals aufgefundene oder
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unterbelichtet  gebliebene,  mitunter  auch  bisher  gänzlich
unbeachtete  oder  dem  freien  Zugang  entzogene  Dokumente
zeitigen  meist  erhellende  Einblicke  und  nicht  selten
ertragreiche  Befunde.  Wobei  die  akribische  Auswertung  und
sorgfältige  Analyse  von  ans  Licht  geholten  Fakten  jene
„Erkenntnisse“ grundlegend erschüttern, worauf die bis dato
für sakrosankt erachteten, historiographisch festgeschriebenen
wie massenmedial verbreiteten „Wahrheiten“ und/oder Meinungen
respektive „Überzeugungen“ beruhten.

Eine  derart  „revisionistische“  Umschreibung
zeitgeschichtlicher  Gewissheiten  ist  nunmehr  aufgrund  der
neuerlichen  Inaugenscheinnahme  des  an  Spannungen  reichsten
Kapitels der jüngeren österreichisch-italienischen Beziehungen
zwingend  geboten.  Im  Allgemeinen  ist  dieses  Kapitel  vom
Südtirol-Konflikt sowie vom Freiheitskampf mutiger Idealisten
und im Besonderen von den sogenannten „Bombenjahren“ geprägt
gewesen.

Ein  österreichischer  Militärhistoriker,  der  sich  wie  nie
jemand  zuvor   intensiv  mit  den  brisantesten  Akten  seines
Landes über die Geschehnissen der 1960er Jahre befasste, legte
dazu soeben eine beeindruckende, großformatige Publikation von
nahezu 800 Seiten vor, worin er manches zuvor für sicher, weil
„wahr“ Gehaltene ins rechte Licht rückt und damit vom Kopf auf
die Füße stellt.

Brisante Akten
Hubert  Speckners  Buch  „Von  der  ,Feuernacht‘  zur
,Porzescharte‘. Das ,Südtirolproblem‘ der 1960er Jahre in
den  österreichischen  sicherheitsdienstlichen  Akten“   (Wien
Verlag Gra&Wis 2016; ISBN 978-3-902455-23-9, EURO 49)

ist  Ergebnis  und  Ertrag  disziplinierter  langjähriger,
umfassender  Studien  im  Österreichischen  Staatsarchiv/Archiv
der Republik. Darüber hinaus erstreckten sie sich auf die –
der  Öffentlichkeit  nicht  zugänglichen  –  Bestände  der
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Staatspolizei (StaPo) sowie der Justiz sowie auf einschlägige
Dokumentationen  des  Entschärfungsdienstes  des
Innenministeriums  und  erfassten  schließlich  auch  „streng
geheime“  Bestände  des  Verteidigungsministeriums  über  den
Einsatz des Bundesheeres an der Grenze zu Italien anno 1967.

Daraus  ergab  sich  für  den  promovierten,  an  der
Landesverteidigungsakademie  in  Wien  tätigen  Offizier  der
Befund, dass der Truppeneinsatz sozusagen den Höhepunkt der
„verstärkten  Grenzüberwachung“  der  Sicherheitskräfte  der
Republik Österreich nach der „Feuernacht“ (11./12. Juni 1961)
in  Südtirol   bildete,  in  der  Aktivisten  des
„Befreiungssauschusses Südtirol“ (BAS) in einer konzertierten
Aktion mittels Sprengung von ungefähr 40 Hochspannungsmasten
die Energieversorgung im Bozner Becken zeitweise lahmgelegt
und damit der Industrie Norditaliens partiell Schaden zugefügt
hatten.

Ein gesprengter Mast bei Bozen. Dahinter die Industriezone
Bozen. Sie diente dazu, die staatlich geförderte italienische
Unterwanderung  zu  unterstützen  und  den  zuwandernden
Süditalienern Arbeitsplätze zur Verfügung zu stellen, welche
den Südtirolern in ihrem eigenen Land verweigert wurden.

Von 1961 bis zum Sommer 1967, dem absoluten „Höhepunkt“ der
Südtirol-Problematik  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg,   geriet
Österreich unter wachsenden Druck durch Italien. Dies führte
nach dem „Vorfall auf der Porzescharte“, zufolge dessen gemäß
amtlichen italienischen Verlautbarungen am 25. Juni 1967 vier
italienische  Soldaten  den  Tod  fanden,  einerseits  zum  Veto
Italiens  gegen  die  damaligen  EWG-Assoziierungsverhandlungen
Österreichs, andererseits zur „verstärkten Grenzüberwachung“
durch sein Militär.

Italienische Grenzpatrouille
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Dem Geschehen rund um den Vorfall vom Juni 1967 hatte Speckner
bereits  sein  aufsehenerregendes,  2013  ebenfalls  im  Verlag
Gra&Wis  zu  Wien  erschienenes  Buch  „Zwischen  Porze  und
Roßkarspitz…“  gewidmet.  Anschließend  nahm  er  sich  aller
vorhandenen  sicherheitsdienstlichen  Akten   zu  Südtirol  an,
denen die maßgebliche zeitgeschichtliche Forschung – entgegen
dem  weithin  erweckten  Eindruck,  wonach  „eigentlich  alles
gesagt“  sei  –  ein  nur  äußerst  geringes  Interesse
entgegengebracht  hatte.   Daher  seien  von  den   akribisch
aufbereiteten 48   „aktenkundig“ gewordenen Vorfällen  einige
exemplarisch vorgestellt,  bei denen die aus den Inhalten der
jeweiligen   österreichischen  Dokumente   gewonnenen
Erkenntnisse  massiv  von  den  jeweiligen   offiziellen
italienischen  Darstellungen  abweichen.

Vertuschung des wahren Sachverhalts
So  hatte  Italien  mittels  einer  „diplomatischen  Note“
unverzüglich die angebliche „Untätigkeit der österreichischen
Sicherheitsbehörden gegen die Terroristen, die von Österreich
aus operieren“ angeprangert, als  es in der Nacht vom 12. auf
den  13.  September  1965  am  Reschenpass  angeblich  zu  einem
„Angriff  von  BAS-Aktivisten  gegen  eine  Alpini-Kaserne“
gekommen sein sollte. Indes ergaben die Nachforschungen der
StaPo, dass es sich lediglich um eine während einer Feier in
der  „Manuela  Bar“  in  Reschen   unter  angetrunkenen  
italienischen  Soldaten  ausgebrochene  Streiterei  wegen
anwesender  deutscher  Urlauberinnen  gehandelt  hatte.  Einige
Soldaten verließen demnach die Bar, holten in der Kaserne ihre
Waffen und eröffneten  das Feuer auf das Lokal. Dagegen waren
nirgendwo Einschläge oder Schäden durch angeblich von BAS-
Leuten  geworfene  Handgranaten  zu  registrieren  gewesen.  
Stattdessen  hatte  der  ebenfalls  anwesende  und  ebenfalls
alkoholisierte Kasernenkommandant  am nächsten Morgen einen
„Terroristenüberfall“ gemeldet, um den wahren Sachverhalt zu
vertuschen.  Und  Italien  überzog  Österreich  mit
Anschuldigungen. Die Schüsse am Reschenpass  wurden fortan und



werden  bis  heute  wahrheitswidrig  als  „BAS-Anschlag“
dargestellt.

Ähnlich verhält es sich hinsichtlich eines Vorfalls, der sich
am 23. Mai 1966 am Pfitscherjoch  – am Grenzverlauf zwischen
Südtiroler  Pfitschtal  und  Nordtiroler  Zillertal  –  zutrug.
Laut   offizieller  italienischer  Darstellung  löste  Bruno
Bolognesi, Angehöriger der Guardia di Finanza (Finanzwache),
beim Betreten der Schutzhütte nahe der Grenze eine 50-kg-
Sprengladung aus, die ihn das Leben gekostet habe. Italien
verdächtigte sofort die „Pusterer“, vier BAS-Aktivisten aus
dem  Ahrntal,  und  führte  ohne  Beiziehung  österreichischer
Sicherheitsbehörden im Zillertal Erhebungen durch. Allerdings
existiert  auch  eine  vom  Bozner  Kommando  der  Guardia  di
Finanza  zu dem Vorfall angelegte Bilddokumentation, derer die
österreichischen  Behörden  habhaft  wurden.  Laut  unabhängig
voneinander  vorgenommener  Expertisen   von
Spreng(stoff)sachverständigen  belegen  diese  Aufnahmen   –
ebenso wie das Foto, welches den toten Finanzer zeigt – 
allerdings keinesfalls  die Explosion von 50 kg Sprengstoff,
sondern  vielmehr eine Gasexplosion in der Schutzhütte. Nach
wie vor beschuldigt Italien besagte  BAS-Aktivisten aus dem
Ahrntal,  weshalb  Rom   deren  Rehabilitierung  stets  strikt
ablehnt(e).  Wohingegen  die  „Strafverfolgung“  für  jene
italienischen Neofaschisten ans Lächerliche grenzt, die für
zweifelsfrei  erwiesene  Sprengstoffanschläge  auf
österreichische Einrichtungen  – wie am 01. Oktober 1961 auf
das Andreas-Hofer-Denkmal in Innsbruck oder  am 18. August
1962 auf das „Russendenkmal“ in Wien, respektive den für einen
österreichischen Polizisten tödlichen vom 23. September 1963
am Ebensee – verantwortlich waren.

Ein „Attentat“, das keines war
Der  spektakulärste  und  für  die  damaligen  österreichisch-
italienischen Beziehungen folgenschwerste Vorfall  trug sich
am 25./26. Juni 1967 auf der Porzescharte, am Grenzverlauf



zwischen Osttirol und der italienischen Provinz Belluno, zu.
Die vorliegenden österreichischen Akten beweisen zweifelsfrei,
dass die offizielle italienische Version, wonach die angeblich
von drei „Terroristi“ aus Österreich begangene Tat – Sprengung
eines Strommastes und Verlegen einer Sprengfalle, bei deren
Detonation vier Soldaten getötet und einer schwer verletzt
worden sein sollen, so nicht stimmen kann.

In Italien war nach dem „Anschlag“ auf der Porzescharte
die staatlich angeheizte Verdammungspropaganda umgehend
auf Hochtouren angelaufen. Es konnten ausschließlich
österreichische  „assassini“  –  Mörder  –  die  Täter
gewesen sein.

Darüber  hinaus  ging  aus  mehreren  Geländebegehungen  und
Feldstudien  sowie  aus  der  Expertise  ausgewiesener
Sachverständiger   die  sprengtechnische  Unmöglichkeit  dieser
bis heute offiziellen Darstellung hervor, was  Italien bis zur
Stunde ignoriert. Für die Experten gilt es als gesichert, dass
sich dort  mindestens drei Explosionen ereignet haben müssen.
Und es zeigt(e) sich mit einiger Deutlichkeit, dass Angehörige
der italienischen „Stay behind“-Organisation „Gladio“ im Zuge
der  von  staatsstreichbeseelten  Militärgeheimdienstoffizieren
verfolgten „Strategie der Spannungen“ als wahre Verursacher
der  Geschehnisse  gelten  müssen,  deren  Machenschaften   in
Italien  erst  zu  Beginn  der  1990er  Jahre  publik  werden
sollten.  Was  für die 1971 in Florenz  zu Unrecht – weil für
eine  nicht  begangene  Tat  –  und  darüber  hinaus  wider  die
Europäische Menschenrechtskonvention – weil in Abwesenheit –
zu lebenslanger Haft verurteilten drei Österreicher, von denen
noch zwei am Leben sind, bis zur Stunde folgenlos geblieben
ist.

Instrumentalisierte,  gezielte
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Anschuldigungen
Aus  dem  was  Hubert  Speckner  sorgsam  zusammengetragen,
gründlich  ausgewertet  und  im  Zusammenwirken  mit
Sachverständigen aufbereitet sowie durch schlüssige Analysen
untermauert  hat, lassen sich wichtige Erkenntnisse gewinnen
und resümierend einige revisionistische Schlüsse ziehen. So
fanden  Aktionen  des  BAS  ungefähr  zeitgleich  eine  gewisse
Parallelität  durch  italienische  Neofaschisten.  Umgehend
instrumentalisierte Italien vor allem jene Vorfälle mit bis
heute nicht einwandfrei geklärten Hintergründe und nutzte sie
politisch wie medial gegen Österreich. Hatte Italien nach dem
Zweiten Weltkrieg alles versucht, um die Südtiroler – mit
Hinweis auf die zwischen Hitler und Mussolini vereinbarte,
aber infolge Kriegsverlaufs verringerte und schließlich zum
Stillstand gekommene  „Option“ – zu Nazis abzustempeln, so
stellt(e) es seit Ende der 1950er Jahre  alle BAS-Aktivisten
in die rechte Ecke und politisch wie publizistisch unter 
Generalverdacht des Neonazismus. Was in politischen Milieus
Österreichs und Deutschlands von ganz links bis zur Mitte
verfing und bis heute anhält und womit den Aktivisten, die aus
Verzweiflung  ob  der  kolonialistischen  Unterwerfungshaltung
auch  des  „demokratischen“  Nachkriegsitaliens  handelten,  bis
zur Stunde Unrecht geschieht.

Eine  mutmaßliche  Gasexplosion  in  einem  italienischen
Stützpunkt auf der Steinalm wurde von den italienischen Medien
umgehend als Anschlag der „terroristi“ dargestellt, obwohl zu
diesem Zeitpunkt ein fremder Zugang zu der mit Wachen, Hunden
und  Stacheldraht  gesicherten  Hütte  nicht  möglich  und  ein
ungesehenes Eindringen in das mit Mannschaft besetzte Haus
undenkbar gewesen war.

Der BAS-Grundsatz, wonach  „bei Anschlägen keine Menschen zu
Schaden kommen dürfen“,  wurde trotz Eskalation der Gewalt
zwischen 1961 („Feuernacht“) und 1969 (mehrheitliche Annahme

http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2016/12/IMG_1068.jpg


des  Südtirol-„Pakets“  durch  die  Südtiroler  Volkspartei)
weitestgehend eingehalten. Der Tod nahezu aller während dieser
Jahre gewaltsam ums Leben gekommenen Personen ist  nicht dem
BAS als solchem anzulasten, wie dies fälschlicherweise  von
der italienischen Justiz und diversen Medien wahrheitswidrig
festgestellt sowie verbreitet wurde und noch heute behauptet
wird. Stattdessen handelt es sich mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit um Unfälle – so im Falle des Todes von
Bruno Bolognesi in der Pfitscherjoch-Hütte am 23.06.1966 sowie
von Herbert Volgger, Martino Cossu und Franco Petrucci am
09.09.1966 auf der Steinalm-Hütte – , um einen Unfall bzw. um
eine  Geheimdienstaktion  – so im Falle des Todes von Olivo 
Dordi, Francesco Gentile, Mario Di Lecce und Armando Piva auf
der  Porzescharte  am  25./26.06.1967  –  und  um
Geheimdienstaktivitäten wie im Falle des Todes von Filippo
Foti  und  Edoardo  Martini  im  „Alpenexpress“  zu  Trient  am
30.09.1967. In den Fällen des Todes von Vittorio Tiralongo
(03.09.1964) sowie des  Palmero Ariu und des Luigi De Gennaro
(26.08.1965),  schließlich  auch  des  Salvatore  Gabitta  und
Guiseppe  D´Ignoti  (24.08.1966)  sind  die  allfälligen
Strafverfahren  ohne  Anklageerhebung  infolge  nicht
ausreichender  Erkenntnisse  ohnedies  eingestellt  worden.

Verdrehung der Tatsachen
Für einige im Zusammenhang mit der Südtirol-Frage zwischen
1961 und 1963  in Österreich  geplante und/oder ausgeführte
Anschläge  ist  dem  BAS  ursprünglich  fälschlicherweise  die
Täterschaft zugeschrieben worden. Es waren dies die Explosion
einer  am  Denkmal  der  Republik  in  Wien  angebrachten
Sprengladung  (30.04.1961);  die  Sprengung  es  Andreas-Hofer-
Denkmals  in  Innsbruck  (01.10.1961);  Schüsse  auf  die
italienische  Botschaft  in  Wien  (08.10.1961),  
Anschlagsversuche am Wiener Heldenplatz (27.12.1961) und auf
das  sowjetische  Ehrenmal  („Russendenkmal“)  in  Wien
(18.08.1962)  sowie  der  für  den  Gendarmen  Kurt  Gruber
todbringende  Sprengstoffanschlag in Ebensee (23.09.1963), bei



dem es zudem zwei Schwer- und neun Leichtverletzte gab.

Die  Taten  waren  von  italienischen  Neofaschisten  bzw.  von
österreichischen  Rechtsextremisten,  die  nicht  dem  BAS
angehörten  oder  mit  ihm  in  Verbindung  standen,  begangen  
worden. Ein Zusammenhang zwischen den Anschlägen und dem BAS
wurde wahrheitswidrig von ideologisierten Personen sowie von
(bewusst)  falsch  informierten/informierenden  Medien  in
Österreich und nicht zuletzt von italienischen Stellen zur
Gänze behauptet,  um den  BAS zu diskreditieren.

Ranghohe Diskutanten verleihen der Studie
den  Rang  des  offiziellen  Standpunktes  
Wiens
Der  Südtiroler  Freiheitskampf  der  1960er  Jahre  war
letztendlich erfolgreich und hat entscheidend  zur politischen
Lösung des Konflikts („Paket“) beigetragen. Dies ist unlängst 
während einer hochkarätig besetzten Podiumsdiskussion in Wien
einmütig und eindrücklich bestätigt worden, in deren Rahmen
Speckners  voluminöse  Studie  erstmals  öffentlich  vorgestellt
wurde.  Zugegen waren neben dem vormaligen Außenminister Peter
Jankowitsch   (am  Podium),   dem  ehemaligen
Verteidigungsminister  Helmut  Krünes  und  dem  einstigen
Justizminister  Harald  Ofner   ranghohe  Vertreter  des
Staatsarchivs, der Präsidentschaftskanzlei sowie die Spitzen
des  Bundesheers  und  nicht  zuletzt  einige  noch  lebende
Freiheitskämpfer.  Zurecht  schrieben  daher  die  „Salzburger
Nachrichten“,  die  Anwesenheit  höchster  Repräsentanten  der
Republik bei der öffentlichen Präsentation dieser die jüngere
Zeitgeschichtsschreibung  zuhauf  korrigierenden  Studie  des
Militärhistorikers verliehen ihr den Status des offiziellen
Standpunkts Österreichs.

Autor  Speckner  unterstreicht,  dass  zum  „Höhepunkt“  des
Aufbegehrens  der  BAS-Aktivisten  etwa  15.000  Angehörige
italienischer  Sicherheitskräfte  zusätzlich  in  Südtirol



stationiert wurden und somit dort das Militär auf insgesamt
etwa 40.000 Mann aufgestockt worden war. Trotzdem war deren
Einsatz  letztlich  praktisch  wirkungslos.  Aufgrund  dieses
Umstands  hatte  der  Ruf  des  italienischen  Militärs  stark
gelitten.  Und  wegen  dieses  Gesichtsverlusts  und  der
zusätzlichen enorm hohen Kosten hätten in der italienischen
Politik  letztendlich  die  „Tauben“  über  die  „Falken“  die
Oberhand gewonnen, worauf es zurückzuführen gewesen sei, dass
unter  Aldo  Moro   eine  politische  Lösung  erreicht  werden
konnte. Damit und untermauert durch die übereinstimmenden 
Aussagen der Diskutanten während der Buchpräsentation dürfte
auch die von dem Innsbrucker Zeitgeschichtler Rolf Steininger 
aufgestellte und wider alle Einwände von Zeitzeugen sowie aus
der  Oral  History  vertretene  These,  dass  der  Südtiroler
Freiheitskampf kontraproduktiv gewesen sei – „Trotz und nicht
wegen der Attentate wurde die 19er Kommission eingesetzt“ –
als widerlegt gelten.

Die moralische Verpflichtung Roms
Auf italienischen Druck hin und aus angeblicher Staatsräson
hatte  Wien  damals   wider  besseres   Wissen  in  vielen  die
Südtirol-Frage  bestimmenden  Angelegenheiten   den  römischen
Forderungen  nachgegeben.  Und  zum  Nachteil  von  Südtirol-
Aktivisten  war  seinerzeit  von  beteiligten  österreichischen
Stellen sozusagen aus vorauseilenden Gehorsam, mitunter aber
auch aus bestimmten Interessenlagen Recht gebeugt worden. Es
wäre  daher  nur  recht  und  billig,  dass  Österreich  alles
unternähme, um auf die völlige Rehabilitation der in Italien
zu  Unrecht  Verurteilten  und  in  aller  Öffentlichkeit
Stigmatisierten  hinzuwirken.  Wien  sollte  zudem  offensiv
gegenüber  Rom  auftreten,  damit  Italien  seine  diese  Zeit
betreffenden Archivalien freigibt  und  seiner moralischen
Verpflichtung  nachkommt,  der  Forschung  die  Möglichkeit  zur
Revision dieses unsäglich geklitterten Kapitels auch seiner
eigenen politischen Geschichte zu gewähren. Schuldig wäre es
dies sowohl den fremden wie den eigenen Opfern.



Nachstehend ein Ausschnitt aus dem
Medienecho

Die Presse

Südtirol  und  die  Geheimdienste  in  den
Sechzigerjahren
Ein  österreichischer  Militärexperte  hat  sämtliche
Sprengstoffattentate  jener  Zeit  akribisch  analysiert  und
kommentiert.

02.12.2016 | 19:01 | Hans Werner Scheidl (Die Presse)

 

Um 22.45Uhr in der Nacht vom 30. April auf den 1.Mai 1961
explodierte an der Rückseite des Denkmals der Republik am
Schmerlingplatz  in  Wien,  unmittelbar  neben  dem
Parlamentsgebäude, eine Sprengladung. Der vor dem Parlament
wachhabende  Polizist  sah  eine  zweieinhalb  Meter  hohe
Stichflamme  emporschießen,  „begleitet  von  einer  heftigen
Druckwelle“. Beschädigt wurde lediglich der Sicherungskasten
für die Beleuchtung des Denkmals. Spuren gab es keine, nicht
einmal Reste einer Zündvorrichtung.

Für die Staatspolizei war das Ganze ein Rätsel. Was sollte der
maschingeschriebene Zettel, der in nächster Nähe, an einen
Laternenmast  geheftet,  gefunden  wurde:  „Die  Einhaltung  der
Naturgesetze  ist  heiligste  Pflicht.  Rassenmischung  ist
Rassentod. Rassenmischung führt zur Artauflösung. Die Erbmasse
steht unter Naturgesetz“?

So beginnt Hubert Speckners spannendes Opus magnum über die
Südtirol-Krise der Sechzigerjahre, die „Feuernacht“ vom Juni
1961,  den  ungeklärten  Mordfall  auf  der  Südtiroler
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Porzescharte, die Folterungen Südtiroler Einheimischer durch
die italienische Polizei und das undurchsichtige Spiel der
Geheimdienste in diesem Krimi, der für mehrere Jahre zu einer
feindlichen Stimmung zwischen Wien und Rom geführt hat, die
erst nach einem Bundesheereinsatz und Bruno Kreiskys Auftritt
vor  der  UN-Generalversammlung  nach  Jahrzehnten  zu  einer
friedlichen Lösung geführt hat.

Speckner, der über exzellente Kontakte zur Staatspolizei im
österreichischen  Innenministerium  verfügt,  kann  in  seinem
neuesten Werk erstmals aus geheimen Informationen zitieren,
die nicht an die heimischen Medien gelangen durften. Schon
einmal hat er sich des Vorfalles auf der Porzescharte intensiv
angenommen (25.Juni 1967) und ist zu dem Schluss gekommen,
dass  die  damals  verdächtigten  vier  Süd-  und  Nordtiroler
Widerstandskämpfer  nicht  die  Mörder  an  vier  Carabinieri
gewesen sein konnten.

Nun, nach dreijähriger Recherche, beschreibt Speckner anhand
der  sicherheitsdienstlichen  Akten  jeden  einzelnen
Sprengstoffanschlag jener Zeit. Und das waren sehr viele. Es
war  nur  logisch,  dass  in  diesen  hysterischen  Jahren  der
italienische Geheimdienst seine Finger im Spiel hatte. Doch
die in Rom lagernden Aktenbestände sind noch immer gesperrt.

Umso  deutlicher  sind  die  Lageberichte  der
Bundespolizeidirektion  Graz  mit  dem  Stempel  „Streng
vertraulich!“  vom  Dezember  1961.  Da  waren  bereits  mehrere
Südtiroler  in  italienischer  Haft.  Die  dort  vorgenommenen
Folterungen der Inhaftierten waren immer wieder Themen in den
österreichischen Zeitungen. „Die Presse“ war hier führend. Im
vertraulichen Lagebericht heißt es dazu: „Das Bekanntwerden
der  unmenschlichen  Verhörmethoden  italienischer
Sicherheitsdienststellen  bei  der  Vernehmung  von  in  Italien
inhaftierten Südtirolern hat in allen Bevölkerungsteilen nicht
nur tiefste Empörung, sondern auch Abscheu hervorgerufen… Die
italienischen  Protestnoten  in  Wien  werden  keinesfalls  als
Rechtfertigung aufgefasst. Vielmehr scheint es, als versuche



Rom durch diese diplomatischen Schritte die Aufmerksamkeit der
Öffentlichkeit von den Geschehnissen in Südtirol abzulenken…“
Die  mehr  als  700  Seiten  umfassende  Dokumentation  Hubert
Speckners  ist  keine  Apologie  auf  den  Südtiroler
Widerstandskampf gegen den italienischen Neofaschismus, aber
sie rückt einige Dinge ins richtige Licht. „Seit den frühen
Sechzigerjahren“, schreibt er, „sind für einen Gutteil der
österreichischen  Bevölkerung  die  damaligen  Aktivisten
,rechtslastige‘ Personen. Natürlich gehörte ein Teil der BAS-
Aktivisten  einer  ,nationalen‘  und  ,rechten‘  Ideologie  an.
Beträchtliche  Teile  des  BAS  (des  Befreiungsausschusses
Südtirol)  hatten  allerdings  mit  einer  derartigen  Ideologie
absolut nichts am Hut, und es darf daran erinnert werden, dass
einige  auch  bereits  im  Widerstand  gegen  das  nazistische
deutsche Reich unter Adolf Hitler waren.“ Beispiele waren die
Südtirol-Aktivisten  der  ersten  Stunde,  „Presse“-Herausgeber
Fritz Molden und sein Freund und späterer Nachfolger, Gerd
Bacher. (hws)

(„Die Presse“, Print-Ausgabe, 03.12.2016)

Buchvorstellung in Wien

SHB: “Buch von Hubert Speckner revidiert
Geschichtsschreibung”
Mittwoch, 30. November 2016 | 16:14 Uhr

Wien  –  Der  Südtiroler  Heimatbund  erinnert  in
einer Presseaussendung an die Buchvorstellung des neuen Buchs
von  Militärhistoriker  Oberst  Dr.  Hubert  Speckner  “Von  der
Feuernacht zur Porzescharte“, die vor kurzer Zeit in Wien über
die Bühne ging.

“Ein  sehr  hochkarätig  besetztes  Podium  unterstrich  die
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Wichtigkeit der Ergebnisse von Speckner, dass die bisherige
Meinung über die Zeit der Feuernacht und danach wohl neu zu
sehen sei. Das ist in der Geschichte gut so, und es löst in
revidierender Weiser bisher festgesetzte Denkschablonen auf”,
betont Roland Lang.

“Dem  Autor  Dr.  Hubert  Speckner  verdanken  wir  dieses
außerordentlich wichtige Buch über das Südtirol-Problem der
1960er Jahre in den österreichischen sicherheitsdienstlichen
Akten Die verfälschenden Versionen, die Italien in die Welt
setzte  und  weiterhin  setzt,  sind  Ausdruck  seiner
nationalistischen  Nachkriegspolitik,  an  der  sich  bis  heute
wenig  geändert  hat.  Italien  könnte  mit  der  Öffnung  der
italienischen Archive über diese Zeit wesentlich zur weiteren
Aufklärung  der  Geschehnisse  beitragen.  Warum  ist  Rom  dazu
nicht  bereit?  Welche  Machenschaften  und  Intrigen  darf  die
Öffentlichkeit  nicht  erfahren?  Die  Salzburger
Nachrichten berichteten in einer positiven Weise über das Werk
und  verliehen  ihm  den  Status  des  offiziellen  Standpunktes
Österreichs.  Dies  wohl  auch  deshalb,  weil  sich  unter  den
Anwesenden gleich drei ehemalige österreichische Minister, der
frühere Außenminister Peter Jankowitsch sogar vorne in der
Diskussionsrunde, befanden”, so der SHB.

Unter  den  Gästen  befanden  sich  hochrangige  Vertreter  des
Staatsarchives,  der  Präsidentschaftskanzlei  und  des
Bundesheers.  Auch  zahlreiche  Freiheitskämpfer  der  sechziger
Jahre als direkt Betroffene sah man unter den Anwesenden. Nur
ist es nach wie vor eine Frage des (schlechten) Gewissens, aus
welchem  Grund  Italien  nicht  die  Archive  zu  diesem  Thema
öffnet. Hat man Angst vor der historischen Wahrheit, oder muss
man sich gefallen lassen, Fehler zuzugeben, die damals in der
politisch heißen Zeit gemacht worden sind?”, heißt es weiter.

Das Buch wird in Südtirol am Mittwoch, den 14. Dezember um
18.00 Uhr in Bozen, Franziskanertaverne, erneut vorgestellt.
Dort  sei  es  auch  möglich,  Fragen  direkt  an  den  Autor  zu
stellen, so Lang abschließend.
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Am Montag fand in Wien die Präsentation des Buches von Hubert
Speckner „Von der Feuernacht zur Porzescharte“ statt. Dabei
lud der Autor zusammen mit prominenter Beteiligung zu einer
Vorlesung  im  Cafe  Landtmann,  an  der  auch  der  Obmann  des
Südtiroler Heimatbundes Roland Lang teilnahm.

Foto: Thomas Hüttner

Neben  dem  Autor  und  SHB-Obmann  Roland  Lang  umrahmten
die  Veranstaltung  in  Wien  der  ehemalige  österreichische
Außenminister  Peter  Jakowitsch,  sowie  die  beiden
Völkerrechtler  Franz  Matscher  und  Bruno  Hosp.

Die  Buchvorstellung  wurde  eingeleitet  durch  Grußworte  von
Prof. Reinhard Olt, bevor Hubert Speckner den Anwesenden sein
700  Seiten  umfassendes  und  1,5  Kilogramm  schweres  Wert
ausführlich präsentierte.

In  seinem  Buch  geht  Speckner  auf  das  Südtirol-Problem  in
besonderer  Berücksichtigung  der  österreichischen
sicherheitsdienstlichen  Akten  ein.  Dabei  sind  klare
Differenzen  zu  den  offiziellen  Versionen  des  italienischen
Staates zu erkennen, deren Archive bis heute nicht geöffnet
wurden – und einer weiteren Aufklärung damit im Wege steht
(UT24 berichtete).

SHB-Roland Lang ging bei der Veranstaltung während seiner Rede
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auf den Passus seines Treffens mit Heinrich Oberleiter ein.
Dabei ging er darauf ein, warum die Attentate der 60er Jahre
sehr wohl dazu  beigetragen hätten, die Verhandlungen der
Südtirol-Autonomie zu beschleunigen.


